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„In Dingen einer gewissen Größenordnung – solchen mit apokalyptischem 
Potential – ist der Unheilsprognose das größere Gewicht zu geben als der 
Heilsprognose.“* 

 

*”Das Prinzip Verantwortung”, Hans Jonas, 1979, S. 76. 

Forderungen ​an die Bezirkspolitik 
Erste Auflage, Fassung vom 17.6.2020 

Einleitung  

Die Klimakrise macht auch vor unserem Bezirk nicht halt. Wir haben nur noch wenige Jahre, bis 

unser CO2-Budget aufgebraucht ist und es fast unmöglich wird, die Erderwärmung noch zu 

begrenzen. Deswegen ist es erforderlich, dass auch auf lokaler Ebene dem Klimaschutz höchste 

Priorität zukommt. Die Bezirkspolitik hat selbst schon erkannt: „Heutige Entscheidungen und 

heutiges Handeln der Bezirksverwaltung prägen in vielfältiger Weise die Stadt von morgen, sei 

es im Umwelt- und Klimaschutz, in der Verkehrspolitik, im Gesundheits- und Bildungsbereich 

oder der Stadtplanung. Unser Ziel: Unseren Kindern und Enkeln diesen Planeten und diesen 

Bezirk in einem guten Zustand zu überlassen.“* Doch im Sachstandsbericht aus dem Jahr 2016 

wurde festgestellt, dass es zwischen 2010 und 2014, „zu keiner Senkung der CO2-Emissionen im 

Bezirk gekommen ist“. 

Die Nachhaltigkeitsagenda 2100 ist vergeblich, solange ihre Ziele nicht durch konkrete 
Maßnahmen realisiert und stetig überprüft werden. Um dem 1,5 Grad Ziel gerecht zu werden, gilt 
es zu handeln. 
 
*Sachstandsbericht 2016 

Unser Ziel:  

Das 1,5°C-Ziel aus dem Pariser Klimaabkommen muss unbedingt eingehalten werden, um 

die Lebensgrundlage jetziger und künftiger Generationen zu sichern. Um dieses Ziel zu 

erreichen, sind auf allen Ebenen enorme Anstrengungen nötig. Deshalb muss auch unser 

Bezirk beherzt handeln. Als reicher/ privilegierter Bezirk haben wir eine besondere 

Verantwortung und sollten vorangehen! 
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Forderungen:  

● Treibhausgasemissionen des Bezirks neu berechnen:​ Wir fordern, dass im 

Jahresrhythmus die Treibhausgasemissionen unseres Bezirks neu berechnet und 

veröffentlicht werden. Das ist die Voraussetzung dafür, dass jede*r nachvollziehen kann, 

wie der Klimaschutz in Steglitz-Zehlendorf vorankommt. Die aktuelle diesbezügliche 

Untätigkeit verurteilen wir scharf.  

● Neue Klimaziele und neues Klimakonzept: ​Wir fordern, dass unser Bezirk sein 

Klimaschutzkonzept aktualisiert und bei allen Beschlüssen von BVV und Bezirksamt die 

Klimaverträglichkeit erforderlich ist. Unser Beitrag zum Einhalten des 1,5°C-Ziels muss 

oberste Priorität haben.  

● Klimaneutrale Verwaltungsgebäude: ​Wir fordern die Bezirksverwaltung auf, alle 

Treibhausgasemissionen im eigenen Gebäudebestand zu ermitteln und bis spätestens 

2035 auf Null zu senken. Überall, wo es möglich ist, sollen Photovoltaikanlagen und 

Solarthermieanlagen installiert (und instand gehalten!) werden.  

● Nachfragemacht der Verwaltung nutzen: ​Wir fordern, dass bei der Beschaffung von 

Gütern unabhängig vom Anschaffungswert Nachhaltigkeit entscheidendes Kriterium ist. 

Die Energieversorgung aller öffentlichen Gebäude soll vollständig auf Ökostrom 

umgestellt werden und Finanzanlagen sofort aus klimaschädigenden Unternehmen 

abgezogen werden. Dienstwagenanschaffungen sollen nur noch mit Elektroantrieb 

möglich sein, vor allem aber durch Dienstfahrräder ersetzt werden.  

● Förderung von nachhaltiger Mobilität: ​Wir fordern die Ausarbeitung eines 

zukunftsfähigen Verkehrskonzeptes.  Die umfassende Förderung von Fuß und 

Radverkehr ist für eine Verkehrswende unausweichlich. Zur Unterstützung der 

Elektromobilität ist die Bereitstellung von genügend Ladestationen für E-Autos und 

E-Bikes sowie Leihangeboten notwendig. 

● Nachhaltige Bildung in klimafreundlichen Schulen: ​Wir fordern, Bildung für nachhaltige 

Entwicklung an unseren Schulen zu fördern. Die Implementierung des Bildungskonzept 

des “Freidays” dient diesem Ziel. Zudem sollen das Essensangebot, die Schulgebäude 

und die Schulhöfe klimafreundlich gestaltet werden. Es reicht aber nicht, Kinder für die 

Zukunft zu bilden. Klimabildung muss auch Bestandteil der Erwachsenenbildung sein. 

Letztlich sollte auch die Öffentlichkeitsarbeit des Bezirks zu Nachhaltigkeit intensiviert 

werden.  

● Stadtplanung ökologisch und sozial: ​Wir fordern eine menschengerechte Stadtplanung, 

die Bürger*innen und ökologische Aspekte in jeder Hinsicht priorisiert. 

● Klimafreundliche und faire Wirtschaft: ​Wir fordern die Wiederaufnahme des 

Engagements als Fairtrade-Bezirk. Die Bezirkspolitik sollte die ansässigen Unternehmen 

und Selbstständigen proaktiv bei der anstehenden Transformation hin zu einer 

klimaneutralen Wirtschaft unterstützen. 
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Detailpapier: 
 
Inhalt:  

● Energie und Verwaltung  
○ Handlungsfeld 1: Klimaziele 
○ Handlungsfeld 2: Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand 
○ Handlungsfeld 3: Beschaffung und Vergabe 

● Nachhaltige Mobilität 
○ Handlungsfeld 4: Fußverkehr 
○ Handlungsfeld 5: Fahrradverkehr 
○ Handlungsfeld 6: Autoverkehr 

● Bildung für nachhaltige Entwicklung 
○ Handlungsfeld 7: Schulbildung 
○ Handlungsfeld 8: Ernährung an Grundschulen 
○ Handlungsfeld 9: Information der Bürger*innen 

● Lebensraum Stadt 
○ Handlungsfeld 10: Nachhaltige Stadtentwicklung 
○ Handlungsfeld 11:  Biologische Vielfalt 

● Wirtschaft 
○ Handlungsfeld 12: Fairtrade und regional 
○ Handlungsfeld 13: Industrie 

● Schlusswort 
 
 

ENERGIE UND VERWALTUNG 
Die Bezirksverwaltung darf sich nicht auf die eigene Unverantwortlichkeit gegenüber der 
Landes- oder Bundesebene berufen. Das Bezirksamt, nicht die Landes- oder 
Bundesregierung, ist zuständig für die Gestaltung der zukünftigen Entwicklung des 
Bezirks. Die Energiewirtschaft ist besonders zu berücksichtigen, da sie den mit Abstand 
größten Anteil an C02-Emissionen stellt. 
 
Handlungsfeld 1: Klimaziele des Bezirks 

● Bei allen Bezirksamts- und BVV-Beschlüssen muss Klimaverträglichkeit oberste 
Priorität haben. 

● Berücksichtigung der Nachhaltigkeitsziele bei allen Maßnahmen der Ausschüsse 
● Überprüfung aller Maßnahmen und Aktivitäten des Bezirksamt auf die 

Vereinbarkeit mit den 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDG) 
● Prüfung der Klimabelastung bei allen Bezirksamtsbeschlüssen, insbesondere auch 

Berücksichtigung „grauer Emissionen“ (Emission durch die Herstellung von 
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Baustoffen, Ressourcengewinnung, Transportwege und die Erstellung von 
Gebäuden) 

● Anpassung der Nachhaltigkeitsziele 2014 und des Klimaschutzkonzeptes 2011 
(Zustimmung zur Drucksache 1541/V, 1542/V) 

● Integration der Bürger*innen in die Konzeptionierung eines Klimaplans bei 
halbjährlicher Reflexion 

● Alle drei Monate Austausch der Ausschüsse über Fortschritte im Klimaschutz 
● Verstärkte bezirkliche Vernetzung der für den Klimaschutz zuständigen 

Mitarbeiter*innen 
● Schaffung mind. 2 neuer Stellen zur Dirigierung des Klimaschutzes in allen 

weiteren Ausschüssen  
● Implementierung von Maßnahmen zur Erreichung des 1,5 Grad Ziels, anstatt wie 

bisher mit einer 2°C Erwärmung zu kalkulieren 
● Überprüfung der tatsächlichen CO2 Differenz von 2009 zu 2020 
● Erhebung des Energieverbrauchs und der jährlichen CO2-Freisetzung auch von 

privaten Gebäuden 
● Erstellung eines digitalen Energie- und Wärmeatlas aller öffentlichen Gebäude als 

Monitoring-Tool 

 
Handlungsfeld 2: Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand 

● Neufassung des Handlungsfelds  “Klimaschutz im eigenen Gebäudebestand“ 
(hätte bis 2015 stattfinden sollen) 

● Erstellung eines Sachstandberichts zur bezirklichen Energie- und 
CO2-Bilanzierung sowie zu Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen noch 
dieses Jahr, mit anschließend jährlicher Berichterstattung und Festlegung 
nachsteuender Aktivitäten; letzte Zahlen aus 2014 (Zustimmung zur Drucksache 
1541/V, 1542/V) 

● Hohe energetische Standards bei Neubau und Sanierung 
● Erarbeitung eines Klimaplans der bis 2035 CO2-Neutralität aller öffentlichen 

Gebäude garantiert 
● Klimaneutrale Energieversorgung von Neubauten und Ermittlung der 

Optimierungsmöglichkeiten bei „grauen Emissionen“ 
● Überprüfung aller bezirkseigenen Gebäude auf Installierbarkeit von großflächigen 

Photovoltaikanlagen und solarthermischen Anlagen sowie anschließende 
Installation durch die Berliner Stadtwerke (§ 16 Abs. 2+3 EWG Bln) 

● Umgehende energetische Sanierung aller kritischen bezirkseigenen Gebäude 
(insbesondere auch Schulen) 

4 



 

 

● Umstieg aller Bezirksgebäude auf fossilfreien Strom und Wärme, letztere etwa 
durch Solarthermie und Erdwärme („Es gab im Berichtszeitraum beim Einsatz 
erneuerbarer Energien kaum Zubau.“) 

● Umstieg auf energiesparende Lampen 
● Überprüfung der Einhaltung der Pflicht zur Beziehung von Ökostrom 
● Neubau des Rathauses bei besonderer Berücksichtigung der Energieeffizienz und 

Neuinstallation großflächiger Solaranlagen auf allen Dächern; Entscheidung für 
Energiekonzept A; Umstieg auf Ökostrom 

 
Handlungsfeld 3: Beschaffung und Vergabe  

● Finanzanlagevermögen aus fossilen Brennstoffunternehmen abziehen  
● sozial und umweltverträgliche Beschaffung von Holz (aus legaler und nachhaltiger 

Holzbewirtschaftung) verpflichtend auch bei Aufträgen in Höhe von unter 10.000€ 
● Benutzung von ausschließlich Recycling-Papier in allen Institutionen des Bezirks 
● Ausdehnung der Nachhaltigkeitskriterien auf weitere Ressourcen 
● Fortbildung der mit Beschaffung betrauten Mitarbeiter*innen zu nachhaltigen 

Ressourcen sowie zu Klimaschäden/Menschenrechtsverletzungen bei nicht 
nachhaltigen Ressourcen 

● Bei Neuanschaffung bezirklicher Fahrzeuge ausschließlich Elektrofahrzeuge 

 
 

NACHHALTIGE MOBILITÄT 
Im Bereich der Mobilität geht es um nicht weniger als um einen ​ ​Paradigmenwechsel. Die 
Realisierung nachhaltiger Mobilität bedeutet die Ablösung des autogerechten Bezirks 
durch einen menschengerechten Bezirk. Steglitz-Zehlendorf ist dabei in der 
Verantwortung ein nachhaltiges Verkehrskonzept zu konzipieren und gute 
Rahmenbedingungen für den Umweltverbund zu garantieren.  
 

Handlungsfeld 4: Fußverkehr 

● Inangriffnahme des eigenen Ziels der Erarbeitung eines bezirklichen 
Fußverkehrskonzeptes  

● Erstellung einer neuen Verkehrsbefragung, um die Entwicklung im Vergleich zu 
2008 analysieren zu können 

● Herstellung und Erhaltung eines guten Zustands der Fußwege sowie sicherer 
Querungen 
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● Mindestens 4-jährliches amtliches Treffen  der AG „Steglitz-Zehlendorf zu Fuß“, 
zur partizipativen Erarbeitung von Vorschlägen und Prioritäten anstatt wie bisher 
die Verantwortung allein unstetigem ehrenamtlichen Engagement zu überlassen 

● Einrichtung einer Webpage zur Einreichung von Mängeln der 
Fußverkehrsinfrastruktur und Vorschlägen für die Errichtung neuer Fußwege 

● Null-Toleranz-Politik beim Parken auf Gehwegen und verstärkte Kontrollen 
● Höhere Gewichtung der Belange des Fußverkehrs in der Bauleitplanung und der 

Verkehrsplanung unter Berücksichtigung der Aufenthaltsqualität und der 
Anbindung an den ÖPNV 

● Angriffs des eigenen Ziels der Benennung geeigneter Bereiche für Maßnahmen 
der Verkehrsberuhigung oder zur Schaffung von Begegnungszonen  

● Errichtung von Fußgänger*innenzonen: z.B. Anhaltinerstraße/Teltower Damm 
● Beschleunigung des Baubeginns eines barrierefreien Bahnhofzugangs auf der 

Westseite des S-Bahnhofs Zehlendorf 

 
Handlungsfeld 5: Radverkehr 
Fließender Radverkehr 

● Personale Aufstockung im Bereich Radverkehr, um die Priorisierung des 
Radverkehrs und die Verbauung aller Mittel zu gewährleisten  

● Entwicklung eines bezirklichen Fahrradkonzepts 
● Erstellung einer neuen Verkehrsbefragung um die Entwicklung des 

Fahrradverkehrs im Vergleich zu 2008 analysieren zu können  
● Infrastruktur für den fließenden und ruhenden Radverkehr bauen und 

instandhalten, insbesondere auch Errichtung von Fahrradwegen abseits 
der Hauptverkehrsstraßen 

● Prüfung der Erschaffung eines Fahrradwegs bei allen 
Straßenumbaumaßnahmen 

● Berücksichtigung des Radverkehrs im Rahmen der Bauleitplanung   
● Fahrradkonzept für die Schlossstraße  
● Jährliche Reduzierung des Autoparkraums zugunsten von Fahrradwegen, 

Fahrradstellplätzen und Grünflächen  
● Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit für Radfahrer*innen, um 

die Zahl der Schwerverletzten im Vergleich zum Zeitraum von 2012-2015 
von 159 und die der Toten von fünf auf null zu reduzieren 

● Einbeziehen von Bürger*innen in der Verkehrsplanung sowie Erstellung 
einer Website zur Ermittlung von Straßen, in welchen Handlungsbedarf 
bezüglich des Fahrradverkehrs besteht 
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● Einrichtung von Mietradstationen an logistisch günstigen Orten, z.B. 
Rathaus Steglitz, Freie Universität  

Ruhender Radverkehr 

● Null-Toleranz-Politik beim Parken auf Radwegen und verstärkte Kontrollen 
● Reduzierung von Autostellplätzen zugunsten des Rad- (und Fuß)verkehrs 

und zur Schaffung von Radabstellmöglichkeiten 
● Genügend Fahrradstellplätze bei bezirklichen Einrichtungen, ÖPNV und 

Einkaufsmöglichkeiten   
● Errichtung verschließbarer Fahrradboxen an S-Bahnhof Wannsee, 

S-Bahnhof Mexikoplatz, S-Bahnhof Zehlendorf und U-Bahnhof Krumme 
Lanke  

● Dienstfahrräder in jedem Dienstgebäude, wie es Nachhaltigkeitsziele 
verlangen 

● Subventionierung  von Lastenrädern 

 
Handlungsfeld 6: Autoverkehr 

● verstärkte Kontrollen von Parkverboten 
● Höhere Parkgebühren für Autos 
● Gewährleistung von mindestens 10 öffentlichen E-Auto-Ladestationen pro 1000 

Einwohner*innen 
● Stärkung von Car-Sharing Angeboten und Sicherstellung von mindestens 10 

Car-Sharing-Parkplätzen pro 1000 Einwohner*innen 
● Parkraumbewirtschaftung in Zehlendorf Mitte 
● Rückgewinnung der knappen öffentlichen Flächenressourcen durch weniger 

Flächen für parkende Autos 

 
 

BILDUNG FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG  
Mit der Verabschiedung der Globalen Nachhaltigkeitsagenda haben sich alle 
UNO-Mitglieder dazu verpflichtet, bis 2030 in 17 Zielen ökonomische, ökologische und 
soziale Entwicklungsherausforderungen gemeinsam anzugehen.  
Die Aufgabe von Schulen ist es, Schüler*innen zu mündigen, zukunftsfähigen und 
verantwortlichen Welt-Bürger*innen im Sinne der Bildung für nachhaltige Entwicklung zu 
befähigen um extreme Armut, Chancenungleichheit und den Klimawandel zu bekämpfen.  
Zur Umsetzung hat Deutschland einen nationalen Aktionsplan für Bildung entwickelt. 
Schule sollte einen Ort der Potenzialentfaltung, Wertbildung, Sinnstiftung und 
Orientierung darstellen. Kinder sollten lernen Wissen zu erwerben, zukunftsorientiert zu 
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denken, verantwortungsvoll zu handeln, zusammenzuleben und zu sein. Das wird am 
besten durch das Lernen in Zusammenhängen und anhand gesellschaftlich relevanter 
Problemstellungen ermöglicht. Es geht um Systemwissen statt Fachwissen. 
 
Handlungsfeld 7: Schulbildung 
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) 

● Fortbildungen und stetige Unterstützung aller Lehrer*innen des Bezirks zu 
den BNE und Umsetzung dieser in allen Unterrichtsfächern, sodass sie 
Folgendes vermitteln können:  

■ globale wirtschaftliche, ökologische und soziale Zusammenhänge 
■ Bildung über Produktionsbedingungen, Lieferketten von 

Lebensmitteln und Kleidung 
■ kritische Auseinandersetzung mit der Kolonialgeschichte  
■ interdisziplinäre Bildung über globale Gerechtigkeit und die Folgen 

des Klimawandels 
■ Bildung über nachhaltige Finanzen (z.B. mit Materialien von 

Urgewald) 
■ Bildung über die globalen Auswirkungen unserer politischen und 

individuellen Entscheidungen 
■ Bildung zu abfallarmem Konsum 

● Schaffung von min. 2 Stellen pro Schule zur Begleitung und Strukturierung 
der Neugestaltung von Bildung  

● Erneute Besetzung der Stelle zur internationalen Bildungsarbeit 
● Ausbau des entwicklungspolitischen Netzwerks und Aufbau fester 

Partner*innenschaftsstrukturen mit Ländern des Globalen Südens 
● Unterstützung des Engagements von Schüler*innen z.B. durch zusätzliche 

Angebote wie Projekttage, Diskussionsforen, Exkursionen, Austausch mit 
anderen Schulen etc. 

● Förderung politischer Bildung 
● Integration der BNE auch an Volkshochschulen 

Freiday 

● Implementierung von Freiräumen in Bildung (Freiday): 
● Fortbildung aller Lehrer*innen des Bezirks zum „Freiday“ und 

anschließende Implementierung: 5 Schulstunden pro Woche für 
Zukunftsbildung, Freiraum für selbstorganisiertes, eigenverantwortliches, 
projektbasiertes Lernen, Lernen durch Engagement und Handeln, 
Vernetzung mit der Wissenschaft und demokratische Mitbestimmung 
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Schulgelände 

● Erweiterung der Grünflächen auf Schulhöfen 
● Errichtung von Schulgärten 
● Ersetzung aller Schulparkplätze durch Grünflächen 
● verbessertes Angebot an Fahrradabstellanlagen 
● Informieren der Eltern zum autofreien Schulweg 

 
Handlungsfeld 8: Gesunde und klimafreundliche Ernährung an bezirklichen 
Grundschulen 

● Ausschließlich vegetarisches/veganes Angebot 
● Klimafreundliche und gesunde Speisen auch in der Cafeteria/Kiosk 
● Externe Überprüfung der Essensqualität, des Angebots von Obst und Gemüse 

sowie des Verbots von Einmalgeschirr in Cafeteria/Kiosk und Mensa 
● Unterstützung der Schulen bei Ernährungsbildung, insbesondere über die 

Klimarelevanz der Ernährung und die Produktionsketten von Lebensmitteln, wobei 
nachhaltigere Alternativen aufgezeigt werden sollten 

 
Handlungsfeld 9: Informieren der Bürger*innen zu Nachhaltigkeit 

● Jährlich mindestens 50 Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit, anstatt bisher 30 
● Bürger*innendialoge zur Ermittlung der Bedürfnisse und Visionen der 

Anwohner*innen 
● Kommunikation der Nachhaltigkeitsziele nach innen und nach außen 
● Abfallberatung für Gastronomie 
● Informierung der Bürger*innen zu nachhaltigen Banken und zu Investitionen von 

Banken in fossile Energien, Atomenergie und Waffenproduktion 
● Energieberatung für Privathaushalte 
● Klimaberatung für Unternehmen 
● Aktive Bauberatung im Bezirk hinsichtlich Nachhaltigkeitskriterien 
● Kostenfreie Anlaufstelle für Energieberatung 
● Fairtrade-Kampagne sowie Aufklärung über Lieferketten  
● Transparente und leicht zugängliche Informationen über die Energie- und 

Klimabilanz des Bezirks (digitaler Energie- und Wärmeatlas) 

 
 

LEBENSRAUM STADT 
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Die Stadtentwicklung muss dazu beitragen eine lebenswerte und zukunftsfähige Umwelt 
zu gestalten. Es gilt eine sozial-ökologische Vision des Bezirks Steglitz-Zehlendorfs zu 
entwickeln und umzusetzen. Boden ist eine endliche Ressource, die als solche sozial 
gerecht, menschengerecht und ökologisch zu nutzen ist. 
 
Handlungsfeld 10: Nachhaltige Stadtentwicklung  

● Neuversiegelung von Böden nur in Ausnahmefällen, bei gleichzeitigen 
Kompensationsmaßnahmen 

● Erhaltung und Ausdehnung von Grünflächen insbesondere auch unter 
Gesichtspunkten biologischer Vielfalt 

● Vermeidung von Autoverkehr durch nachhaltige Standortplanung und Ausbau der 
Rad- und Fußinfrastruktur 

● Reduzierung von Parkplätzen zu Gunsten von Lebensraum und Grünflächen (z.B. 
Einhaltung des eigenen Wahlversprechens 2016 der Abschaffung der Parkplätze 
Martin-Buber- und Kirchstraße sowie Teltower Damm) 

● Förderung sozial-ökologischen Wohnungsbaus 
● Gebäudegestaltung entsprechend  des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

(Durchgrünung, Verschattung, Isolierung…),  Orientierung an § 1 Absatz 5 BauGB 
bei der Bauleitplanung 

● Verpflichtende Ausstattung aller Neubauten mit Solartechnologie 
● Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes in der Bauleitplanung ( § 1 

Abs. 6, Nr. 7 BauGB) 
● Gegenseitige Abstimmung zwischen dem Umwelt- und Naturschutzamt und dem 

Stadtentwicklungsamt bei allen Baugenehmigungen  
● Attraktivitätssteigerung und Gestaltung öffentlicher Plätze: z.B. 

Hermann-Ehlers-Platz, Rathaus Zehlendorf, Steglitzer Kreisel 
● Integration der Bürger*inneninteressen bei der Gestaltung des öffentlichen Raums 

(z.B. Rathaus Zehlendorf) 
● Förderung und Anregung klimafreundlicher Nachbarschaftsinitiativen 
● Schaffung einer Rechtsgrundlage für Tiny Houses  
● Förderung innovativer Baukonzepte (z.B. Konzeptausschreibung für CO2-neutrale 

Wohnsiedlung) 
● Förderung von Urban Gardening, Bereitstellung von min. 20 Flächen für 

Gemeinschaftsgärten bis 2025 

 
 
 
Handlungsfeld 11: Biologische Vielfalt 
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● Einhaltung des eigenen Ziels der Weiterbildung der Mitarbeiter des Fachbereichs 
Grünflächen zu Inhalten der naturnahen Pflege und Förderung biologischer 
Vielfalt  

● Ökologisch-naturschutzfachliche Aufwertung der im Jahr 2013 durch das Umwelt- 
und Naturschutzamt ermittelten 20 Flächen  

● Einhaltung des eigenen Ziels der Auswertung der bisherigen Maßnahmen zum 
Artenschutz am Gebäude und im Baumbestand  

● Standardisierung der Berücksichtigung biologischer Vielfalt in der Bauleitplanung 
und Stadtentwicklung 

● Förderung von Maßnahmen zum Artenschutz (z. B. Insektenhotels, Nistkästen) 
● Förderung ziviler Initiativen zur Erhaltung biologischer Vielfalt 
● Renaturierung von Gewässern  
● Baumpflanzung insbesondere an Straßen und Unterbindung von Baumfällungen 
● Besonderer Schutz von alten Bäumen auf privaten Grundstücken und Flächen in 

öffentlicher Hand (auch in der Forstwirtschaft) 
● In der Forstbewirtschaftung muss die Herstellung von biologisch hochwertigen, 

anpassungsfähigen und möglichst viel CO2-bindenden Naturräumen oberste 
Priorität haben. Die Ausweisung neuer Naturschutzgebiete sowie weiterer nicht 
bewirtschafteter Waldflächen ist zu prüfen.  

 
 

WIRTSCHAFT 
Nachhaltige Entwicklung bedeutet auch, eine ökonomische Vision zu verfolgen, die mit 
der Umwelt vereinbar ist und gleichzeitig das Wohlergehen aller Menschen absichert. Zu 
berücksichtigen ist, dass Umweltprobleme immer auch ökonomische Probleme sind. Die 
Gesamtrendite in Investitionen für den Klimaschutz bewegt sich in einem 
Kosten-Nutzen-Verhältnis von 1:2 bis hin zu 1:10.*  
 
*Global Commission on Adaption 

 
Handlungsfeld 12: Fairtrade und regional 

● Neuaufnahme des Engagements als Fairtrade-Bezirk: aktive Förderung von 
Fairtrade-Produktion 

● Erstellung und Implementierung eines Förderungskonzept  für fairen, 
klimafreundlichen Einzelhandel 

● Förderung lokaler ökologischer Landwirtschaft (etwa der Domäne Dahlem) mit 
dem Ziel bis 2035 einen Großteil der Lebensmittel aus Berlin und Brandenburg zu 
beziehen 
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Handlungsfeld 13 Industrie und Dienstleistungen 

● Wirtschaftsstandort Goerzallee zu einem Modellgebiet für Klimafreundliches 
Gewerbe im Bezirk entwickeln  

● Erarbeitung eines Gewerbe-Klima-Atlas für Steglitz-Zehlendorf (evtl. in 
Kooperation mit PKI) 

● Förderung nachhaltiger Innovationen 
● Beratung von Unternehmen zur Umstellung auf klimafreundliche Technologien 

und Praktiken 

 

Wir glauben daran, dass unser Bezirk durch die Umsetzung dieser Maßnahmen in 

vielerlei Hinsicht profitieren kann. Wir möchten gerne konstruktiv mit den 

Einwohner*innen des Bezirks und der Bezirksverwaltung zusammenarbeiten und 

gemeinsam mit ihnen Steglitz Zehlendorf gestalten. Auf eine bessere Zukunft! 
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